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Das Zehnfingersystem der Außenpolitik

Wir lernten uns in der Jury eines Filmfestivals kennen, und eine 
kleine Situation aus dieser gemeinsamen Arbeit scheint mir 
Micheline Calmy-Rey besser zu beschreiben als jede langfädige 
Analyse:

Der Preisträger war nach einigen Diskussionen bestimmt, 
und es ging jetzt nur noch darum, die Laudatio in möglichst ein-
prägsamen Worten zu formulieren. Sie setzte sich an den Com-
puter, die Finger schon über der Tastatur gespreizt, und sagte: 
«Diktiert mir einfach!» 

Wir andern wollten jemandem, der noch vor kurzer Zeit das 
höchste Amt unseres Landes innegehabt hatte, diese manuelle 
Arbeit nicht zumuten, aber sie bestand darauf, unsere Schreib-
kraft zu sein. «Ich habe schließlich die Handelsschule besucht», 
sagte sie, «und beherrsche das Zehnfingersystem immer noch.» 
Man konnte in diesem Moment das Gefühl haben, die Fähigkeit, 
ohne hinzusehen die richtigen Tasten zu treffen, sei für sie die 
wichtigste Errungenschaft ihrer ganzen Karriere. «Solang ich im 
Bundesrat war», fügte sie hinzu, «durfte ich ja nichts mehr selber 
machen. Ständig waren Sekretäre und andere Hilfskräfte da. 
Nach meinem Rücktritt genieße ich es, selber wieder zupacken 
zu dürfen.»

Wir begannen also zu diktieren – und merkten sehr schnell, 
dass Micheline Calmy-Rey keine Frau ist, die sich etwas diktieren 
lässt. Mit freundlicher Sturheit änderte sie jede unserer Formu-
lierungen ab, hinterfragte jedes Argument und legte jedes ein-
zelne Wort auf den Prüfstand. 

Am Schluss war der Text genau so, wie sie ihn haben wollte. 
Sie hätte ihn auch ganz allein schreiben können, aber ich bin si-
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cher, es hätte ihr sehr viel weniger Spaß gemacht. Sie ist keine 
Frau, die gern allein vor sich hinwerkelt. Am liebsten arbeitet sie 
im Team – solang dieses Team genau das ausführt, was sie für die 
richtige Lösung hält.

Und: Was sie anfasst, das tut sie gründlich. Unsere Laudatio 
für einen preisgekrönten Film war am Ende so sorgfältig ab
gefasst, als ob es um einen Staatsvertrag zwischen zwei verfein
deten Ländern ginge und ein falsches Wort den ganzen Frie
densprozess gefährden könnte. Sie sah sich – wie sie es in ihrer 
ganzen politischen Karriere getan hat – in der Funktion einer 
Vermittlerin. Einer sehr hartnäckigen Vermittlerin, die auch in 
den verfahrensten Situationen noch daran glaubt, dass sich ir-
gendwo eine vernünftige Lösung finden lassen müsse.

Es kann für die Diplomaten, die ihr in ihrer Funktion als Au-
ßenministerin unterstanden, nicht immer einfach gewesen sein, 
mit einer Chefin klarzukommen, die vom korrekten Protokoll 
stets weniger hielt als von sinnvollen Resultaten. Ich erinnere 
mich an einen Empfang in einer schweizerischen Botschaft 
(nein, ich werde in diplomatischer Diskretion nicht hinschrei-
ben, in welchem Land es war), bei dem mir ein Botschaftsange-
höriger nach ein paar Gläsern Wein wortreich klagte, wie furcht-
bar es doch sei, eine Departementsvorsteherin zu haben, die bei 
Problemen einfach selber beim zuständigen Minister anrufe, 
statt sich an die erprobten Kanäle zu halten. Die Probleme seien 
dann zwar oft gelöst, sagte er und schenkte sich das nächste Glas 
ein, aber so könne man es doch einfach nicht machen. Weil man 
es nämlich noch nie so gemacht habe.

Micheline Calmy-Rey hat sich nie dafür interessiert, wie man 
es immer gemacht hat. Sie fand es immer spannender, sich zu 
fragen, wie man es besser machen könnte. Jetzt hat sie ein Buch 
mit politischen Erinnerungen, Analysen und Rezepten geschrie-
ben, in dem sie die Richtung beschreibt, in der sich die Schweiz 
ihrer Meinung nach bewegen müsste. Es wird nicht jeder mit 
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ihren Thesen einverstanden sein. Aber es wird sich niemand dem 
Reiz der Auseinandersetzung mit ihren Gedanken entziehen kön-
nen. Und für Auseinandersetzungen ist sie, auf höchst friedfer-
tige Weise, immer zu haben.

Charles Lewinsky
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Einleitung

Ich hätte nicht im Traum daran gedacht, einmal Bundesrätin zu 
werden. Als Mitglied der Genfer Regierung wollte ich für meinen 
Kanton etwas bewirken und verfolgte beharrlich meine Ziele: die 
desolaten Kantonsfinanzen sanieren, die Steuerverwaltung und 
ihre veraltete Informatik reorganisieren, die Kantonalbank und 
ihre geplagten Kleinsparer retten. Ich hatte viel zu tun und kaum 
Zeit für eine nationale Berufung. 

Dabei hatte ich schon gelegentlich Lust, gegen die allgemeine 
Unbeweglichkeit aufzubegehren. Die kantonalen Grenzen sind 
ziemlich eng, und die Tore Berns schienen für Ideen aus dem 
recht fernen Genf verschlossen. Trotzdem hat mich Christiane 
Brunner, damals Präsidentin der SP Schweiz, gebeten, für einen 
Sitz in der Landesregierung zu kandidieren. Ihr und der Sozial-
demokratischen Partei verdanke ich meine erfolgreiche Wahl, 
aber kurioserweise auch ein wenig Kofi Annan, dem General
sekretär der Vereinten Nationen. Als der Kanton Genf ihn zum 
Ehrenbürger ernannte, empfingen wir ihn in Genf, und da lernte 
ich ihn persönlich kennen. Im September 2002 trat die Schweiz 
den Vereinten Nationen bei, und ich war als Regierungsrätin des 
Kantons, der den europäischen Sitz der Uno beherbergt, Mit-
glied der Delegation nach New York. Dabei waren auch einige 
einflussreiche Bundesparlamentarier. Auf diese Parlamentarier 
kommt es an, denn sie wählen den Bundesrat. Kofi Annan emp-
fängt uns im 38. Stock des Hauptsitzes der Uno. Er begrüßt die 
Mitglieder der Delegation der Reihe nach. Ich bin als Letzte dran. 
Er küsst mich mit breitem Lächeln auf beide Wangen: «Bonjour 
Micheline.» Die Parlamentarier zucken überrascht zusammen: 
Wer ist denn diese Genferin, die den Uno-Generalsekretär per-
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sönlich kennt? Von da an wurde man auf mich aufmerksam, und 
mein Name war unter der Bundeshauskuppel zu hören.

Wenn die Kandidierenden um die Nachfolge eines Bundes-
rats derselben politischen Familie angehören, wird zunächst 
weniger auf ihre Ideen als auf ihre Persönlichkeit, Kantonszu
gehörigkeit, Sprache und Konsensfähigkeit geachtet. Haben sie 
vorher ein Exekutivamt bekleidet? Kennen sie die großen The-
men der Bundespolitik? Sprechen sie Deutsch? In den Wochen 
vor der Wahl gab ich mir Mühe, Sendungen im Deutschschwei-
zer Fernsehen zu schauen, mit einer Freundin Deutsch zu spre-
chen und die nationale Politik zu studieren, um für die Fragen 
der Journalisten und der Parlamentarier gewappnet zu sein. Die 
Bundesratskandidaten werden in einem harten internen Aus-
wahlverfahren bestimmt. Da ich als kompetente Regierungs
rätin galt, die aber in Bern völlig unbekannt war, fühlte ich mich 
zur Anwesenheit im Bundeshaus während der Herbstsession 
verpflichtet. In einem Raum etwas abseits im Erdgeschoss konnte 
ich mich mit zahlreichen Parlamentariern treffen. Da die SP 
der Vereinigten Bundesversammlung zwei Kandidatinnen vor-
schlug, wurden wir beide von den Fraktionen der im nationalen 
Parlament vertretenen Parteien angehört. Dort galt es bis zur 
letzten Minute zu überzeugen, zu diskutieren, zuzuhören und 
Werbung in eigener Sache zu machen. Es galt die Stimmen der SP 
zu holen, die Genfer Stimmen und die aus dem Wallis, meinem 
Heimatkanton, wie auch die der Frauen, für die ich mich so stark 
engagierte, und es galt auch Vertrauen zu schaffen. Am Vorabend 
der Wahl rief mich eine Mitarbeiterin im Genfer Finanzdeparte-
ment in Tränen aufgelöst an: «Wenn Sie nicht gewählt werden, 
bin ich vielleicht schuld.» Und sie erklärte, sie habe bei einer 
Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren vor einigen Mona-
ten in Genf, bei der auch Kaspar Villiger anwesend war, den Bun-
desrat in einem lärmigen Hotel im Ausgehviertel von Genf unter-
gebracht, wo man auf seine Position keinerlei Rücksicht nahm. 
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Man habe am Empfang tatsächlich seinen Pass verlangt, worüber 
Kaspar Villiger sehr verärgert gewesen sei.

Am Tag der Wahl, dem 4. Dezember 2002, finden wir beiden 
SP-Kandidatinnen uns im selben Raum vor einem Fernsehappa-
rat wieder, wo wir den Ausgang der Wahl abzuwarten haben. Ich 
trug zu diesem Anlass und zum großen Kummer meines Pa-
pas, der seine Tochter in klassisches Schwarz gekleidet erwartet 
hätte, ein rotes Kostüm mit weißem Pullover, zu Ehren der Lan-
desfarben. Ich muss gestehen, dass ich mich ungern an diese 
Stunden erinnere: Da waren wir beide, Ruth Lüthi und ich, 
gleichzeitig Konkurrentinnen und Parteikolleginnen, beide ner-
vös und voreinander gehemmt. Die Spannung im Raum war mit 
Händen zu greifen. Und es dauerte endlos lange: ein, zwei, drei, 
vier, fünf Wahlgänge insgesamt, auch wenn ich nach der dritten 
Runde vor der Anspannung auf die Toilette entfloh und mit einer 
Dame zusammenstieß, die mich umarmte und ausrief: «Gott ist 
mit Ihnen», worauf ich dachte, wenn das so ist, werde ich wohl 
gewählt werden!

Bevor das Ergebnis des fünften Wahlgangs bekannt wird, 
klopft ein Mitarbeiter der Bundeskanzlei an die Tür und tritt ein. 
Er kommt feierlich auf mich zu, verbeugt sich und sagt: «Frau 
Bundesrätin, folgen Sie mir bitte.» So erfuhr ich von meiner 
Wahl, mit gemischten Gefühlen: erleichtert, dass es zu Ende war, 
zufrieden, dass ich gewählt worden war, traurig für Ruth Lüthi. 
Und zugleich wusste ich, dass dies die glücklichsten Momente 
meiner Bundesratskarriere waren, denn die Wahl und die Aus-
übung des hohen Amtes würden mein Leben verändern. Es war 
fast so, als falle die Last der Verantwortung mit einem Schlag auf 
meine Schultern, und als hätten die Schweizerinnen und Schwei-
zer mich in ihren Dienst gerufen.

Mir ist im Leben nichts geschenkt worden, ich musste immer 
für meine Ideale kämpfen, und ich erwartete sicher nicht, dass es 
leicht werden würde.
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Mein Look – was hat man nicht über meinen Look gelästert: 
diese Mèches, mein Gott, wie schrecklich! Die Absätze, die Ho-
sen, die großen Handtaschen und so weiter; selbst an den Haa-
ren hat man mich auf der Straße gezupft: «Nein, es ist keine 
Perücke!»

Man hat bei mir oft den Stil anstelle des Inhalts beurteilt und 
auf Äußerlichkeiten abgestellt. Ich erinnere mich an eine Presse-
konferenz, an der ein Bundesratskollege und ich eine Abstim-
mungsvorlage zur Europapolitik der Schweiz vorstellten. Wie 
perplex ich war, als ich am nächsten Morgen eine beliebte Deutsch-
schweizer Zeitung aufschlug und feststellen musste, dass meine 
neue Brille einen guten Teil des Berichts ausmachte und für die 
politischen Argumente ausschließlich mein Kollege zuständig 
war. Man hat mich aufgrund vorgefasster Meinungen beurteilt: 
Es ist schließlich sattsam bekannt, dass die Frauen zickig und 
oberflächlich, wenn nicht hysterisch oder bösartig autoritär 
sind. Noch in jüngster Zeit konnte ich in der Presse lesen, wie 
verdienstvoll mein Staatssekretär gewesen sei, weil er die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Departements vor den Launen 
ihrer Chefin beschützt habe.

Rücksichtslos und abrupt in den Bärengraben geworfen, mit-
ten in die Parlaments- und Parteiintrigen hinein, habe ich mich 
kraft meiner Überzeugungen und mit dem Wunsch, überzeugen 
zu wollen, auf den unbequemen Stuhl eines Bundesrats ge-
schwungen. Zunächst galt es, richtig darauf Platz zu nehmen. Es 
galt sich daran zu gewöhnen, bedient zu werden: Weibel, Chauf-
feur, Sekretäre, persönliche Mitarbeiter, Generalsekretär, Staats-
sekretär, Direktoren und Botschafter: eine Bundesrätin wird von 
zahlreichen Personen umgeben. Man erstellt ihre Agenda, man 
geleitet sie zu Fuß, eskortiert von einem Weibel, zu ihrem Wagen 
mit Chauffeur oder in diesem Fall mit Chauffeurin, man stapelt 
auf ihrem Schreibtisch die Akten, die sie unterschreiben und 
die Berichte, die sie lesen muss, man sagt ihr, was sie denken 
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soll und erwartet von ihr Entscheidungen. Einer der härtesten 
Kämpfe, die ich in meinen Anfängen ausfechten musste, betraf 
mein Zeitmanagement. Ich konnte einer widerwilligen Sekretä-
rin nur mit viel Mühe verständlich machen, dass mein Wunsch, 
selbst über meine Agenda zu bestimmen, kein Misstrauens
votum ihr gegenüber war, sondern tatsächlich der Wille, selbst 
über die Dringlichkeit meiner Termine und deren Abfolge zu ent-
scheiden, um mir Zeiten zum Arbeiten und Nachdenken freizu-
halten. Eines Abends, am Rand eines offiziellen Besuchs in Bern, 
als wir es uns an einem warmen Sommerabend im Garten des 
Landguts Lohn gemütlich gemacht hatten, gestand der südafri-
kanische Präsident Thabo Mbeki mir gegenüber ein, dass er die-
selben Schwierigkeiten erlebt habe.

Ein offizielles Amt ausüben heißt, seine Unabhängigkeit ein 
Stück weit zu verlieren und die Notwendigkeit anzuerkennen, 
dass man in dieser Funktion andere Bedürfnisse hat. Ein De
partement ist eine gut geölte Mechanik. Wenn man sie nicht in 
Gang zu setzen weiß, kann man lange Ideen vorbringen, Befehle 
geben, aufbrausen und mit der Faust auf den Tisch klopfen, es 
geschieht gar nichts. Dagegen war ich Anfang 2003, als man 
beschlossen hatte, in Genf am Vorabend einer militärischen In-
tervention ein humanitäres Treffen zur Situation im Irak1 zu or
ganisieren und die Bedürfnisse abzuschätzen, überrascht, wie 
effizient die Mechanik sein kann: Im Handumdrehen war man 
bei den Botschaften und Konsulaten aktiv geworden und hatte 
die schweizerische humanitäre Hilfe mit ihrer großen Erfahrung 
aufgeboten. Binnen vierzehn Tagen hatte man die regionalen 
Akteure, das Internationale Komitee vom Roten Kreuz und das 
Verbindungsbüro der Uno für humanitäre Hilfe kontaktiert und 
eingeladen und die Konferenz organisiert.

Zudem musste man ein gut geführtes Departement unter 
starker Leitung überhaupt erst einmal wollen (und das ist nicht 
einfach, wenn man weiß, wie viele Mitarbeitende – und Bot-
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schafter – wenig geneigt sind, sich führen zu lassen). An den ers-
ten Tagen lernte ich meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
kennen und schüttelte viele Hände, irrte aber auch durch die lan-
gen, düsteren Gänge zu meinem Büro, nach meinen flüchtigsten 
Gesten und Worten taxiert, isoliert und mit dem Gefühl, dass 
man von den Politikern und demnach von mir nicht viel mehr er-
wartete, als die von der Verwaltung ausgearbeiteten Botschaften 
zu vertreten. Ich gebe zu, dass ich manche zurechtweisen und 
einige Gewohnheiten kappen musste, um denen, die es nicht hö-
ren wollten, begreiflich zu machen, dass das Schicksal des Au-
ßendepartements nun in meinen Händen lag. Ich bin damit 
manchmal angeeckt und habe sicherlich irritiert. Doch konnte 
ich wahrhaftig nie begreifen, dass Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter auf höchster Regierungsebene nicht dazu da sein sollten, 
um zu dienen, sondern vor allem, um ihr Notizbuch mit Adres-
sen zu füllen und Karriere zu machen.

Wenn ich mich heute, nach neun Jahren an der Spitze des De-
partements für auswärtige Angelegenheiten, mitteile, dann des-
halb, um darzulegen, wie schwierig es war, einem Land die Nütz-
lichkeit der Außenpolitik verständlich zu machen, das auf dem 
internationalen Parkett keine Großmacht ist und sich nicht wirk-
lich für Außenpolitik interessiert, einem Land, das es angesichts 
von Problemen auf internationaler Ebene nicht fertigbringt, mit 
einer Stimme zu sprechen. Die Europafrage ist ein gutes Bei-
spiel dafür, wie stark Partikularinteressen die Positionierung der 
Schweiz bestimmen.

Ich habe in letzter Zeit wiederholt die Einschätzung gelesen, 
die Schweiz sei politisch schwach.2 Das stimmt. Die Schweiz ist 
keine Großmacht und mischt im Kräftespiel der Nationen nicht 
an vorderster Stelle mit.

Ich hatte zu Beginn meiner Amtszeit große Mühe, Interesse 
für die Positionen der Schweiz zu wecken und bei den einfluss-
reichen Akteuren vorsprechen zu können. Das ging so weit, dass 
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es einige diplomatische Bemühungen brauchte und konkret der 
Botschafter der USA in der Schweiz von unserem Interesse an 
einer Begegnung mit Außenminister Colin Powell überzeugt 
werden musste, als er 2003 nach Davos kam.3 Dabei war dieser 
Wunsch aus meiner Sicht völlig normal: Die Schweiz hatte als 
Gastgeberland etwas zu sagen zu einer explosiven internationa-
len Lage, dem Irakkrieg, der nur wenige Wochen später ausbre-
chen sollte. Doch ein großer Medienwirbel entstand; im besten 
Fall wurde das Ganze als persönliche PR-Aktion gesehen und im 
schlimmsten als Einmischung in die internen Angelegenheiten 
der Großmächte, die uns den Zorn unseres amerikanischen Part-
ners zuziehen könnte. Was hatte ich da losgetreten? Mir bleibt 
ein freundliches Treffen in Erinnerung, bei dem Colin Powell 
mich bei meinen ersten Schritten in der Diplomatie unterstützte 
und mir alle Finessen des Händeschüttelns und Benehmens er-
klärte, wenn man sich plötzlich einer Wand aus Fotografen und 
Kameraleuten gegenübersieht. Er hörte mir zu und informierte 
mich über die Position der Vereinigten Staaten. Ich verdeutlichte 
ihm die Wertschätzung der Schweiz von Verhandlungslösungen 
für internationale Streitigkeiten und ihre Sorge um das Schicksal 
der Zivilbevölkerung.

Ich habe bei diesem ersten diplomatischen Treffen ge-
lernt, dass es möglich war, einer Großmacht die Position der 
Schweiz darzulegen, und dass man ihre Stellungnahme an-
hörte. Ich wollte eine engagierte Schweiz, eine aktive Schweiz, 
eine Schweiz, die von der Rolle der Gastgeberin, die ihre Guten 
Dienste anbietet, zur Rolle der Vermittlerin übergeht. Ich habe 
gelernt, dass die Schweiz, wenn sie die Stimme erhob und prä-
sent war, manchmal störte, sich jedoch Respekt verschaffte. Ich 
nutzte die Gelegenheit der Irakkrise und meiner Begegnung 
mit dem amerikanischen Außenminister, um auf neue Weise zu 
versuchen, die Schweiz bei den großen internationalen Fragen 
einzubringen. Die Schweiz verfügt über ein gewisses Ansehen, 
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auf das sie bauen kann, um ihren Einfluss in der Welt zu ver
stärken.

Als ich mein Amt übernahm, sprach ich von öffentlicher Dip-
lomatie, weil es mir wichtig schien, zu erklären und auszuspre-
chen, was der Nutzen der Diplomatie sein kann. Das Bild der Dip-
lomaten, die mit einem Glas in der Hand einen Empfang nach 
dem andern besuchen, wird schließlich den wichtigen Aufgaben 
nicht gerecht, die sie im Dienst des Landes erfüllen. Es schien mir 
wichtig, Transparenz zu schaffen und zu kommunizieren, um 
Zustimmung zu erlangen: zum einen, weil wir in einer halbdirek-
ten Demokratie leben und das Schweizervolk durch seine Voten 
an der Urne mitbestimmt, zum andern, weil es nicht a priori 
einen nationalen Konsens zur Stellung der Schweiz in der Welt 
gibt und man informieren, debattieren und überzeugen muss.

Mir ist nicht nach Lächeln zumute, wenn ich mitansehe, wie 
sehr manch eine und manch einer an seinen Gewissheiten hängt 
und, unbekümmert um aktuelle Entwicklungen, den Rückzug 
auf unsere wirtschaftlichen Interessen propagiert und darüber 
hinaus in den Beziehungen zur Europäischen Union den Status 
quo hochhält, aus Angst vor den Reaktionen, die eine Weiter
entwicklung innenpolitisch auslösen könnte. Was für ein gefähr-
liches Programm! Die Schweiz ist nicht Mitglied der Europäi-
schen Union. Sie muss allein dem rauen Wind auf offener See 
trotzen. Unser Finanzplatz ist erschüttert. Und Europa hat im-
mer weniger Lust, Zeit zu verlieren durch schwierige Diskussio-
nen mit diesem Störenfried, als den sie die Schweiz wahrnimmt. 
Und auch wenn unsere Wirtschaft äußerst leistungsfähig ist, 
braucht sie doch Europa und wird vom Weltgeschehen beein-
flusst. Unsere Berge bieten uns da keinen Schutz.

Als ich an einem von einer deutschen Stiftung organisier-
ten Seminar vor rund dreißig Studenten eine Rede hielt, verbar-
gen sie ihr Erstaunen nicht, als ich ihnen erklärte, dass unser 
neuer Bundespräsident so wenig wie möglich ins Ausland reisen 
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wolle.4 Sie konnten sich nicht vorstellen, dass ihre Kanzlerin 
Angela Merkel so etwas sagen würde.

Und dabei hat die Schweiz doch ihre Trümpfe: Offenheit und 
Vielfalt, Neutralität und eine lange humanitäre und demokrati-
sche Tradition, die uns Anerkennung eintragen. Warum sollten 
wir dann denken, dass wir nichts sind und nichts bewegen kön-
nen? Wenn ich Fernsehnachrichten schaue, Radio höre oder Zei-
tung lese, fällt mir auf, wie stark wir uns abseits halten und das 
Engagement der andern lobend oder kritisch beurteilen, ohne 
etwas von uns preiszugeben, als ob es uns nicht gäbe oder wir in 
den Augen der andern politisch nicht existieren wollten.

Unsere Vorfahren sahen weise voraus, dass Gewaltverzicht 
im Umgang mit anderen im Interesse des Überlebens unseres 
Landes wäre. Als Land des Ausgleichs par excellence ist die 
Schweiz, ob sie es will oder nicht, abhängig von den bestehen-
den Machtverhältnissen, den europäischen und internationalen 
Gleichgewichten und der Entwicklung des Völkerrechts. Sie ver-
fügt zur Verteidigung ihrer Interessen über etliche Vorteile, die 
sie erhalten und stärken muss. Sie leidet jedoch auch unter ge-
wissen Begrenzungen, die es sorgfältig anzuschauen und hinter 
sich zu lassen gilt.

Die Welt, in der wir leben, ist schon eine ganz andere als jene, 
die wir vor kaum zehn Jahren noch kannten. Das macht es 
schwierig, die Probleme, die sich uns heute stellen, auf eine nor-
mierte Art dialektisch anzugehen. Die Geschichte als sicherer 
Weg, der einem klaren Ziel entgegenzugehen schien,5 ist kom-
plexer geworden, so dass sie eher einer Konstellation als einer 
überschaubaren Strecke gleicht. Viele und ganz verschiedene 
Wertsysteme bestimmen die Welt von heute. Und wenn ich die 
Außenpolitik der Schweiz und ihre Begrenzungen und Probleme 
in den Blick nehmen will, dann deshalb, um einiges Erhellendes 
zu ihren Fähigkeiten beizusteuern und dazu, wie es gelingen 
könnte, sich den aktuellen Herausforderungen zu stellen.
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1.  Die Schweiz: Paradox eines Landes,  
das sich der Welt öffnet und verschließt

Die Anfänge der Menschheitsgeschichte waren von Landstrei
tigkeiten, Kriegen, blutigen Überlebenskämpfen, mangelnder 
Menschenwürde, Diktatur, Despotismus, Sklaverei und Leibeigen-
schaft, Ungerechtigkeit und Rechtlosigkeit geprägt. Ökono-
misch gesehen stützt sich der griechische Stadtstaat, den wir so 
bewundern und der so bedeutende Theoretiker des politischen 
Denkens wie Plato und Aristoteles hervorgebracht hat, auf die 
Sklaverei. Ein großer Teil seiner Bewohnerinnen und Bewohner 
war aller bürgerlichen und politischen Rechte beraubt. Sie ge-
hörten nicht sich selbst, sondern waren das Eigentum anderer. 
Siebenunddreißig Jahrhunderte hat es gebraucht, bis die Mensch-
heit die Sklaverei verurteilte.

Wir haben die Menschenrechte in der Gesetzgebung veran-
kert. Wir arbeiten am weltweiten Frieden mit. Wir wollen Sicher-
heit für alle Menschen erreichen und orientieren uns am Prinzip 
der «responsibility to protect».1 

Wir kommen manchmal dank eines Konzerts oder einer Ra-
diosendung in den Genuss von Beethovens Neunter Sinfonie, 
deren wundervoller Schlusschoral an das friedliche Zusammen-
leben der Menschen appelliert. «Alle Menschen werden Brüder», 
hat Schiller geschrieben. Dabei müssen wir allerdings anerken-
nen, dass unsere Ideale und edlen Ziele uns nicht vor Rückschlä-
gen bewahren.

In diesem postmodernen 21. Jahrhundert verändern wun
dersame technische Entdeckungen in atemberaubendem Tempo 
das Leben. Während es bis weit ins 19. Jahrhundert hinein manch-
mal eine ganze Tagesreise brauchte, um von einem Dorf ins 
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nächste zu gelangen, bewegen wir uns heute in der Wirklichkeit 
des globalen Dorfes. In wenigen Sekunden können wir uns mit 
den entlegensten Weltregionen verbinden, und die Information 
aus einer europäischen Hauptstadt erreicht ein Reisbauerndörf-
chen im hintersten Asien beinahe augenblicklich. Die Lebens
bedingungen haben sich in den letzten Jahrzehnten für viele 
Menschen verbessert; wir haben Krankheiten ausgerottet, an de-
nen unsere Großeltern noch starben. Und wir sind die erste Ge-
neration, die sich in diesem Ausmaß um unsere Umwelt und das 
Überleben unseres Planeten kümmert und es zu einer der dring-
lichsten Aufgaben der weltweiten Politik gemacht hat. Und trotz-
dem lebt eine Frau in Mosambik nicht wie ich, isst nicht wie ich, 
arbeitet zwölf Stunden am Tag, über die Erde gebeugt, und erntet 
doch nur ganz wenig, leidet unter der Trockenheit und dem Res-
sourcenmangel.2 

Es ist Mittag. Kein Lüftchen weht. Die Sonne ist wie aus 
Blei. Wir wandern in der drückenden Hitze zu einem Brunnen, 
der von der Schweizer Entwicklungszusammenarbeit finanziert 
wurde.3 Der Boden ist weich und sandig, das Gehen anstren-
gend. An einer Wegbiegung zwei weiße Plastikstühle unter 
einem Baum, ein Gemüsegarten, ein Viereck aus Backsteinen, 
eine Hütte und eine Frau. Ich frage sie, ob ich mich setzen darf, 
sie bringt mir Wasser. Ich frage sie nach dem Zweck der kleinen 
Mauer. Sie antwortet, dass sie ein gemauertes Häuschen bauen 
will, aber damit nicht vorankommt, weil sie sehr wenig verdient. 
Ich habe umgerechnet etwa zwanzig Dollar in meiner Hand
tasche und gebe sie ihr. Sie sagt: «Mit diesem Geld werde ich ge-
nug Backsteine und Zement kaufen können, um mein Haus fer-
tig zu bauen.» Sie lacht und ruft ihre Freundinnen und Nachbarn 
zusammen. Und sie tanzen. Sie hat zwölf Stunden täglich ge
arbeitet und weniger als fünfzig Cent pro Stunde verdient. Und 
so tanzen und tanzen sie. Ich saß da, schaute ihnen zu und 
schämte mich.
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Wir wissen heute, dass das Übel, dieses alte Gift der Mensch-
heit, nicht ausgerottet worden ist. Immer noch gibt es Menschen, 
die verhungern, Kriege folgen auf Kriege, manche Gruppen has-
sen andere gnadenlos, die Ressourcen des Planeten werden ge-
plündert, das Klima erwärmt sich, ohne dass wir uns darauf 
verständigen können, der Sache ein Ende zu machen.

Wem soll man die Schuld geben, wenn Millionen von Män-
nern und Frauen nichts zu essen haben und Zehntausende von 
ihnen jeden Tag verhungern?4 Wenn selbst die elementarsten Be-
dürfnisse nicht befriedigt werden und das Unrecht herrscht? 
Wenn die natürlichen Ressourcen geplündert werden und das 
Klima sich ändert? Eine Frau in Burkina Faso kann wegen der 
Ausbreitung der Wüste keine Felder mehr bebauen.5 Ein Bauer 
aus dem Mekong-Delta verkauft seine Tochter an Menschen-
händler und kauft mit dem Geld Saatgut, um jenes zu ersetzen, 
das von den Fluten mitgerissen wurde.6 Hat die Menschheit denn 
jeden Sinn für Werte verloren?

Die Welt verändert sich, und wir wissen, dass systematische 
Verletzungen der Menschenrechte und der desolate Zustand des 
Rechtsstaats häufig am Anfang der Konflikte stehen. Und wir 
wissen auch, dass die Fronten sich auf den Schlachtfeldern ver
wischen: Bewaffnete Regierungs- und Nichtregierungssoldaten 
mischen sich, Terroristen und kriminelle Banden übernehmen 
das Kommando, Soldaten und Zivilpersonen tauschen ihre Rolle, 
und die Waffenlager, wo altes neben modernstem Kriegsgerät 
liegt, schießen aus dem Boden. Der Krieg von heute wird mit Mes-
sern und leichten Waffen in den Elendsvierteln der Metropolen ge-
führt, und man setzt dafür auch die neueste Technik und raffinierte 
Waffen ein. Der Krieg wird mit Linienflugzeugen geführt, die man 
in Wolkenkratzer hineinrasen lässt, oder mit Bomben in den Me-
trostationen und Bushaltestellen der großen Stadtzentren.

Hier reißen Warlords Unschuldige in den Tod, und Zivilper-
sonen sterben im Bombenhagel der hypermodern ausgerüsteten 
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Armeen. Dort rekrutieren machtbesessene Herrscher Kinder
soldaten, und marodierende Truppen vergewaltigen Frauen in 
den Kampfgebieten. Der Krieg wird aus der Ferne geführt, man 
macht seine Ziele auf dem Bildschirm aus und tötet per Tasten-
druck. Soldaten sterben jetzt keine mehr, dafür Frauen und Kin-
der, denn neu sind diese Kriege nicht nur ihrer Hauptakteure 
und der verwendeten Waffen wegen, sondern auch wegen der 
Zerstörung und Verheerung, die sie unter der Zivilbevölkerung 
anrichten.7

Die internationalen Beziehungen laufen nach anderen Geset-
zen ab, als wir sie vor kaum zehn Jahren kannten. Die Globali
sierung ist Realität geworden. Sie beeinflusst die Gewissheiten, 
an denen wir uns orientieren, und unsere Entscheidungen. Wir 
können nicht mehr ignorieren, was von außen kommt und uns 
manchmal unangenehm und gefährlich scheint. Alles betrifft 
und berührt uns direkt: Lehman Brothers zum Beispiel, eine In-
vestment-Bank, die als Synonym für Qualität, Solidität und Vor-
trefflichkeit galt. Und dann kracht die Bank am 15. September 
2008 zusammen, infolge einer Entwicklung, die noch wenige 
Wochen zuvor undenkbar schien. In den USA waren die Auswir-
kungen der Subprime-Krise verheerend, aber auch die übrige Welt 
wurde davon erfasst. Auch Europa und die Schweiz blieben nicht 
verschont, und wir spüren die Erschütterungen noch. 

Die globalen Herausforderungen betreffen uns alle, ob reich 
oder arm. Wir leben heute in einer polyzentrischen Welt, wo die 
lokalen, nationalen, regionalen und globalen Prozesse miteinan-
der verbunden sind. In einer vernetzten Welt haben die Entschei-
dungen eines Staates auch Auswirkungen auf die Bevölkerung 
anderer Länder und nicht nur auf die eigene.

Die Welt verändert sich. Die Welt wird globaler, und damit 
geht eine Verschiebung der politischen und ökonomischen 
Kräftefelder einher. Die Vorherrschaft des Westens ist zu Ende. 
Im Jahr 2050 werden die Europäer, gemäß einigen Schätzungen, 
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nur noch sieben Prozent der Weltbevölkerung stellen.8 Heute 
sind China und Indien in den Kreis der Großmächte aufgestie-
gen und zu wahren Lokomotiven des weltweiten Wirtschafts-
wachstums geworden. Der Anteil der westlichen Länder an der 
Weltwirtschaft wird von heute 56 Prozent auf 25 Prozent im Jahr 
2030 sinken, hält ein CIA-Bericht fest.9

Binnen einem Jahrhundert ist aus einer Welt, die vom euro
päischen Kontinent dominiert wurde, ein multipolares Univer-
sum geworden. Darunter verstehe ich eine Welt, in der die Ent-
scheidungsinstanzen sich vervielfacht haben und dezentraler 
geworden sind. Eine Welt, in der globale Gouvernanz10 immer 
wichtiger wird. Eine Welt, wo selbst der mächtigste Staat auf 
Erden nicht alle Probleme ganz allein lösen kann.11 

Diese Entwicklungen haben auch die Rolle des Staates beein-
flusst. Hatte dieser die internationalen Beziehungen in den ver-
gangenen Jahrhunderten weitgehend dominiert, so hat der heu-
tige Staat kein Monopol mehr darauf. Aus politischer Sicht sind 
die internationalen Organisationen sehr sichtbar geworden, und 
auch andere Akteure sind stärker geworden. Wie sollte man die 
Aktivitäten der Zivilgesellschaft nicht erkennen? Sie verfügt über 
soziale Netze und eine stetig wachsende Macht, die selbst etab-
lierte Regime erschüttern kann. Wie könnte man den Einfluss 
der Weltmultis auf globaler Ebene bestreiten? Wie sollte man das 
wachsende Verlangen nach mehr Demokratie verkennen? Wie 
könnte man nicht spüren, wie wichtig dem Staat funktionierende 
Finanzmärkte sind, zum Wohlstand von uns allen? Unser Finanz-
system ist aber nicht stabil. Der Börsenhandel war zeitweise ex
trem volatil und es gab starke Schwankungen. Was sich da in den 
letzten Jahren auf den Finanzmärkten abgespielt hat, kann nicht 
mehr als normal bezeichnet werden. Das World Economic Forum 
kommt in seiner Studie von 2013 über die weltweiten Risiken 
zum Schluss, dass eine allfällige größere Störung des Finanz
systems die für uns folgenreichste Bedrohung wäre.12




